
f . Ill Zfl 126/57.

Verkündet 23E9 007
It* Protokoll am 2. Juni 1958 

. pieser, Justizangestellter als 
Urkundsbcamber der Geschäftsstelle

I m  H a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit

der Stadt K a s s e l ?  vertreten durch ihren Magistrat

Beklagten, Berufungsklögorin 
und Revisionsklägerinv

- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Prof* Br. MÖhring -

gegen

I O
2*)

den Rentner Hermann
den Schneidermeister Gustav 
Immenhausen Kreis

Kläger, Berufungsheklagte 
und Revisiönsbeklagte;

- Prozeßbevollmächtigter zu 1)i Rechtsanwalt Prof. *
Br«

Prozeßbevollmächtigter zu 2)j Rechtsanwalt

hat der III0 Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 2. Juni 1958 unter Mitwirkung 
des Senatspräsidenten Prof« Br» Geiger sowie der Bundes­
richter Br« Kreft, Br. Arndt, Br. Wolany und Br. Beyer

für Recht erkannt:
Die Revision der beklagten Stadt gegen das Urteil 

des 2. Zivilsenats in Kassel des Oberlandesgerichts 
Frankfurt (Main) vom 2. Mai 1957 wird zurückgewiesen.

Bie Kosten des Revisionsverfahrens werden der be­
klagten Stadt auferlegt.

Von Rechts wegen



Tatbestands

Um die Mittagstunde des 9« Mai 1955 steuerte der Feuox 
wchrmann von einem Einsatz zurückkommend, den 14 t
schweren Kranwagen der Berufsfeuerwehr der beklagten Stadt 
mit einer Geschwindigkeit von 25 bis 30 st/km stadteinwärts 
über die Holländische Straße in Kassel„ Biese Straße ist 
Bundesstraße (Nr* 7) und verläuft über den Holländischen 
Platz hinaus geradlinig;. bis sie auf die Bremer Straße 
stößt» Auf sie trifft am Holländischen Platz von rechts etwa 
im rechten Kinkel die Wolfhagerstraße, von halb rechts im 
Winkel von schätzungsweise 135 Grad die Untere Königstraße, 
die ihrerseits ungefähr geradlinig auf der anderen Seite 
des Holländischen Platzes als Henschelstraße weiterführt.
Der Holländischen Straße sind durch Vorfahrtaschilder alle 
anderen Straßen untergeordnet.

W d P l  fuhr mit dem Kranwagen auf seiner rechten Stra­
ßenseite und beabsichtigte, am Holländischen Platz, der in 
der Fahrtrichtung etwas nach links hangt und Kopf­
steinpflaster aufweist, in'die Untere Königstraße einzubie­
gen. Ein Sprühregen, der kurz zuvor begonnen hatte, hatte 
zu einem Schmierfilm auf dem Kopfsteinpflaster des Platzes 
geführt» WflBI bremste kurz, um die Geschwindigkeit des 
Wagens noch mehr herabzusetzen, und schlug gleichzeitig 
das Steuer nach rechts ein» Ber Wagen folgte aber den Ein­
schlag des Lenkrades nicht und geriet ins Hutschen«,

In diesem Augenblick bemerkte WflHi das von dem Klä­
ger Bindbeutel gesteuerte Motorrad (Hubraum 198 ccm), auf 
dessen Soziussitz der Kläger HlNBfcsaß» B f l H H H B )  befuhr 
mit einer Geschwindigkeit, die ungefähr der eines Badfah­
rers entsprach, in entgegengesetzter Richtung von der 
Stadtmitte die Untere Königstraße, die an der Einmündung 
auf den Holländischen Platz etwa 12 l/2 m breit ist und
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zum Holländischen Platz etwas abfällt«> Er wollte nach links 
in die Holländische Straße einbiegen» Er hielt sich rait 
seinem Motorrad ungefähr 1 m rechts von der - in seiner Fahrt 
richtung gesehen - äußersten rechten Schiene der etwa in 
der Mitte der Straße verlaufenden doppelten Gleise der 
Straßenbahn und hatte, von der seine Fahrbahn begrenzenden 
rechten Bordsteinkante, die an' dieser Einmündungsstelle 
auf einer Strecke von etwa 20 m um 3 m gegenüber den Ver­
hältnissen weiter oberhalb zurückgesetzt ..ist, einen seit­
lichen Abstand von ungefähr 5 hu

w W  trat beim Anblick des Motorrades die Vierrad­
bremse» Dadurch wurden die Räder des Wagens blOQkiert»
Der Wagen rutschte in seiner alten Fahrtrichtung weiter 
quer über die Einmündung der Unteren Königstraße auf die 
linke Straßenhälfte, erfaßte das Motorrad des Klägers

schob es noch etwa 8 m vor sich her und befand 
s i c h e  als er endlich zum Stillstand kam, mit seinem linken 
vorderen Kotflügel noch 1,60 m von der linken Bordstein­
kante am Beginn der Unteren Königstraße entfernt» Die
Rutschspur des Feuerwehrwagens betrug insgesamt mehr als

»20 m» Außer Sachschaden trugen beide Kläger beträchtliche 
Körper schaden davon..

Der Fahrer wurde in dem gegen ihn anhängig ge­
machten Strafverfahren in erster Instanz wegen fahrlässi­
ger Körperverletzung und Übertretung der Straßenverkehrsord­
nung zu einer Geldstrafe von 25 DM verurteilt, in der Beru­
fungsinstanz jedoch freigesprochen (12 Cs 407/53 AG Kassel)» 
Die Kläger machen dem Fahrer verkehrswidrige Fahrwei­
se zum Vorwurf und nehmen die beklagte Stadt aus dem Ge­
sichtspunkt der unerlaubten Handlung (Amtspf 1 ichtverletzun£) 
und aus § 7 des Straßenverkehrsgesetses auf Schadensersatz 
in Anspruch» Ihre Klage"richtete sich zunächst auch gegen
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I* den Fahrer ist jedoch insoweit vom Landgericht
! rechtskräftig abgewiesen worden« Beide Kläger verlangen 
J Zahlung bezifferter Beträge, Freistellung von einzelnen 
f Verbindlichkeiten sowie ein angemessenes Schmerzensgeld 

und begehren weiter die Feststellung der Verpflichtung der 
Beklagten zum Ersatz allen weiteren, ihnen aus dem Unfall 
noch entstehenden Schadens» Der Kläger bH B H B H verlangt 
außerdem Zahlung einer laufenden Rente (monatlich 400 DM 
ab 1o September 1954)»

Die beklagte Stadt hat - ebenso wie der zunächst mit- 
verklagte Fahrer WflHk - um Abweisung der Klage gebeten und 
geltend gemacht s Der Unfall sei auf ein unabwendbares 3«:reig- 
nis zurückzuführen» Dieses sei darin zu suchen, daß bei dem 
schweren Kranwagen unvorhergesehene und unvorhersehbare 
Eigenschwingungen aufgetreten seien, denen zufolge der Wagen 
dem Lenkeinschlag nicht mehr habe folgen können» Sie haben 
sich ferner auf ein Mitverschulden des Klägers bH H H H P  
berufen mit der Begründung,* daß dieser nicht ganz rechts ge­
fahren und die Vorfahrt des Kranwagens nicht beachtet habe«

Das Landgericht hat die Verpflichtung der beklagten 
Stadt festgestellt, den Klägern allen zukünftigen Schaden 
aus dem Unfall zu ersetzen, soweit die Ansprüche nicht auf 
Öffentliche Versicherungsträger übergehen» Es hat ferner die 
übrigen Klageansprüc&e gegen die beklagte Stadt mit Ausnahme 
eines Anspruchs des Klägers B f l H H H P  auf Einsatz von Kur­
kosten dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt, soweit 
sie nicht auf Öffentliche Versicherungsträger übergegangen 
sind.

Das Oberlandesgericht hat einen der bezifferten Klage- 
anSprüche des Klägers in Höhe von 525 DM nebst
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Siiisen (Verdicnstausfall der Tochter Irene) angewiesen, i,a 
übrigen jedoch die Berufung der beklagten Stadt zurüekge- 
wiesenc

Mit der Revision verfolgt die Beklagte ihren Antrag * 
auf völlige Abweisung der Klage weiter. Die Kläger bitten 
um Zurückweisung der Revision.

I.
*

Angesichts dessen, daß der Kranwagen der Beklagten 
bei der hier interessierenden Fahrt von einem Rinsatz der 
Feuerwehr zurückkam, die Fahrt mithin im Rahmen des hoheit­
lichen Tätigkeits- und Aufgabengebietes der beklagten 
Stadt stattfand« sind die Vorinstanzen zutreffend davon 
ausgegangen, daß die rechtliche Grundlage für die von den 
Klägern geltend gemachten Ansprüche außer in den Vorschrif­
ten des Straßenverkehrsgesetzes in den Bestimmungen des 
§ 859 BGB iVra Arte 54 GG zu suchen ist« Insoweit erhebt 
die Revision auch keine Bedenken.

II.

!v) Bas Berufungsgericht hat zunächst ausgeführt; 
Gegen die Feststellung/ daß *am Unfalltage überhaupt Eigen­
schwingungen des Kranwagens, auf die die Beklagte den Un­
fall zurückführen wolle, aufgetreten seien, bestünden Be­
denken. Aber wenn man trotz all dieser - vom Berufungsge­
richt im einzelnen dargelegten - Bedenken von Eigenschwin­
gungen des Wagens am öhfalltage ausgehen wolle, dann sei 
»jedenfalls dem Landgericht uneingeschränkt in der Fest-
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Stellung zu folgen, daß solche Schwingungen geringfügig 
gewesen sind und die Steuerbarkeit des Wagens nicht wirk­
lich beeinträchtigt haben«»

Diese Feststellung greift die Revision in verschie­
dener Hinsicht mit verfahrensrechtlichen Rügen an«

a) Die Revision macht einmal geltend % Das Berufungs­
gericht gründe seine Feststellung u. a. darauf, daß weder 
der Fahrer noch die Mitfahrenden etwas von solchen Schwin­
gungen bemerkt hätten. Das widerspreche den vorhergehen­
den Ausführungen im Berufungsurteil, wonach die Strafkammer 
in ihrem freisprechenden Urteil solche Feststellungen für 
die Mitfahr enden BäJ^PHH)und 24HMI getroffen habec Wenn 
das Berufungsgericht meine, es sei nicht ersichtlich, wie 
die Strafkammer zu ihrer Feststellung gekommen sei« weil 
die Zeugen weder bei der Polizei noch beim Amtsgericht und 
auch nicht bei der Zivilkammer etwas davon bekundet, hätten, 
so verkenne damit das Berufungsgericht , daß die Strafkammer 
ihre Feststellungen pflichtgemäß auf die vor ihr gemachten 
Aussagen gestützt habe« Das Berufungsgericht habe mithin 
die in der Straf Verhandlung gemachten Aussagen der Zeugen 
unzureichend gewürdigt«

Diese Rüge ist unbegründet« Das Berufungsgericht hat 
in diesem Zusammenhang zutreffend darauf hingewiesen, daß 
das Strafkammerurteil (So 7) zwar erwähne, der Wagen habe 
nach den Aussagen der Zeugen BöflHHHl und R f H P  am Umfall­
tage plötzlich Eigenschwingungen gezeigt, daß es sich nach 
der Fassung dieser Bemerkung aber nicht um eine eigene Fest­
stellung der Strafkammer, sondern um eine Wiedergabe der 
Auffassung des Sachverständigen Thiele handele* Das Beru­
fungsgericht fährt dann weiter fort, daß beide Zeugen je­
denfalls im polizeilichen Ermittlungsverfahren und in der
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Hauptverhandlung vor dem Amtsgericht derartiges auch nicht 
andeutungsweise bekundet hätten, so daß nicht zu erkennen 
sei, wie die Strafkammer oder der Sachverständige Thiele 
zu einem solchen Sachverhalt gekommen seien* Soweit das Be­
rufungsgericht mit diesen Ausführungen hat sagen wollen 
und gesagt hat , daß das Strafkammerurteil nicht eindeutig 
erkennen lasse, ob die" Zeugen BöflHHRfeund überhaupt
von Eigenschwingungen des Wagens etwas bekundet haben und 
ob die Strafkammer eine eigene dahingehende Feststellung 
habe treffen wollen, so ist das zutreffend, und dem Beru­
fungsgericht kann der Vorwurf, die "in der Strafkamerver- 
handlung gemachten Aussagen« nicht zureichend gewürdigt zu 
haben, nicht gemacht werden* Wenn das Berufungsgericht mit 
der Begründung, daß die genannten Zeugen ."weder im polizei­
lichen Ermittlungsverfahren, noch vor dem Amtsgericht, noch 
in dem vorliegenden Rechtsstreit etwas über Eigenschwingun­
gen bekundet hätten, der Zeuge der nach seinen Be­
kundungen rechts neben dem Fahrer im Kranwagen gesessen habe, 
sogar ausdrücklich erklärt habe, von Eigenschwingungen nichts 
gemerkt zu haben, die eigene Feststellung getroffen hat, die 
üitfahrenden hätten von Schwingungen nichts bemerkt, so ist 
das verfahrensrechtlich nicht zu beanstanden* Gegen die Fest­
stellung, daß der Fahrer selbst Schwingungen nicht bemerkt 
habe« hat auch die Revision nichts vorgebracht•

b) Gegen die Feststellung des Berufungsgerichts, die 
Eigenschwingungen des Kranwagens seien, wenn sie überhaupt 
aufgetreten seien, jedenfalls geringfügig gewesen, bringt 
die Revision folgendes vors Wenn das Berufungsgericht für 
wesentlich halte, daß der Sachverständige Irsch bei seinen 
Probefahrten keine Eigenschwingungen des Fahrzeugs beobach­
tet habe, so verkenne es, daß dieser seine Versuche nicht 
su denselben Bedingungen wie am Unfalltage gemacht habe, 
insbesondere nicht bei einem Untergrund, der zu einem
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«Schmierfilm” geführt hc.be« sondern ohne verschmierte 
Straße und nachdem es schon einige Zeit geregnet habe*

Auch diese Rüge ist verfehlt. Rer Sachverständige 
hat in seinem Ergänzungsgutachten im einzelnen darge­
legt, welche Probefahrten und unter welchen Voraus set Zun­
gen und Bedingungen er sic durchgeführt hat. Er hat keines­
wegs verkannt; daß sich bei einem späteren Versuch die Ver­
hältnisse, wie sie zur Zeit des Unfalles bestanden, nicht 
in allen Einzelheiten wie derher st eilen lassen. Er hat dem­
entsprechend nicht die von ihm bei den Probefahrten gewon­
nenen Ergebnisse ohne weiteres auch für' die Unfallfahrt 
maßgeblich sein lassen, sondern lediglich daraus, daß er 
bei den unter den verschiedensten Bedingungen durchgeführ­
ten Probefahrten eine gute Straßenlage und kein auf Eigen­
schwingungen beruhendes «Aufschaukeln" oder «Eicken« des 
Fahrzeugs festgestellt hat, den Schluß gezogen, daß er sein 
erstes Gutachten im Ergebnis im vollen Umfang aufrechter­
halten müsse, Rieses ging dahin, daß Eigenschwingungen, 
wenn am Unfalltage überhaupt aufgetreten, nur von unterge­
ordneter Bedeutung gewesen seien. Wenn das Berufungsgericht 
dem gefolgt ist, so läßt sich dagegen mithin nicht sagen, 
vom Berufungsgericht sei verkannt worden, daß der Sach­
verständige die Versuche nicht zu denselben Bedingungen 
wie am Unfalltage angestellt habe,

c} Rie Revision wirft dem Berufungsgericht ferner 
vor, bei der.Würdigung des Gutachtens Irsch nicht berück­
sichtigt zu haben, daß der Sachverständige selbst einen 
Vorbehalt für den Fall gemacht habe, daß die Eigenschwin­
gungen noch bewiesen würden. In dem Gutachten (vom 19» Ja­
nuar 1955) heißt es dazu wörtlich: «Rie Eigenschwingungen 
des neuen, modernen Fahrzeugs stellen mindestens in die­
sem Fall kein unabwendbares Ereignis dar, es sei denn, daß



- 9

dieses noch bewiesen wird*1« Diese Formulierung seig-j. 
daß der Vorbehalt sich gar nicht auf den Beweis der 
Eigenschwingungen, sondern auf den Beweis eines unab­
wendbaren Ereignisses beziehen sollteo Aber selbst wenn 
man annehmen wollte, daß der Vorbehalt sich auf den Nach­
weis von Eigenschwingungen beziehen sollte, könnte dem Be 
rufungsgericht nicht der Vorwurf unzureichender Würdigung 
der Ausführungen des Sachverständigen gemacht werden..
Denn zur Frage der Eigenschwingungen hat der Sachverstän­
dige entscheidend in seinem zweiten Gutachten (vom 7- 
September 1955) nach Durchführung eigener Fahrversuche 
Stellung genommen, und der in dem ersten Gutachten inso­
weit noch enthaltene Vorbehalt wurde dadurch - wenn er 
sich überhaupt auf den Beweis der Eigenschwingungen be­
zogen haben sollte - gegenstandslos«

d) Ein weiterer Revisionsangriff geht dahin, das 
Berufungsgericht habe gegenüber dem Gutachten Irsch das 
entgegenstehende Gutachten Thiele, der vor der Straf­
kammer als Sachverständiger und in dem vorliegenden Rocht 
streit als sachverständiger Zeuge gehört wurde, »nur 
unvollkommen abgewogen». Thiele hat sein Gutachten vor 
der Strafkammer mündlich erstattet, und der Inhalt des 
Gutachtens ist lediglich in den Gründen des Strafkammer- 
Urteils wiedergegebent Wenn die Revision meint, das Be­
rufungsgericht habe nicht gewürdigt, daß Thiele sein
Gutachten vor der Strafkammer eindeutig dahin abgegeben

♦habe, daß der Unfall auf die Eigenschwingungen des WagensN
surückzuführen sei, so ist das verfehlt. Einmal laßt das 
Strafkammerurteil gar nicht mit Sicherheit erkennen, daß 
der Sachverständige den Unfall allein auf Eigenschwin­
gungen zurückgeführt hat, da in dem Urteil die Rede da­
von ist, daß der Sachverständige weiter ausgeführt habe, 
der unfall sei mögli che rw ei s e auch dadurch begünstigt
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worden«, daß etwa die Mitte des Holländischen Platzes leicht 
nach linlcs abfalle. Zum anderen kann dem Berufungsgericht 
der Vorwurf eines Verfahrensverstoßes nicht gemacht wer­
den«? wenn es nicht ohne weiteres von den Ausführungen des 
Sachverständigen Thiele in dem Strafverfahren ausgegangen 
ist (wogegen zudem erhebliche prozessuale Bedenken erho­
ben werden könnten), sondern wesentlich auf das abgestellt 
hat« was Thiele als sachverständiger Zeuge in dem vorlie­
genden Verfahren bekundet hat*

e) Schließlich bemängelt die Bevision in dem hiei’ 
interessierenden Zusammenhang, daß das Berufungsgericht 
dem Antrag der Beklagten auf Einholung eines Obergutachtens 
nicht stattgegeben habe. Sie meint, hier seien die Voraus­
setzungen gegeben gewesen, unter denen nach der Entschei­
dung des V. Zivilsenats vom 7. März 1953 - V ZR* 97/52 - 
(MDR 1953, 605) die Pflicht zur Einholung eines Obergut­
achtens zu bejahen ist (besonders schwierige Prägen oder
grobe Mängel der vorhandenen Gutachten). Das trifft je-%
doch nicht zu. Einen "groben Mangel« des Gutachtens Irsch.« 
dem das Berufungsgericht im wesentlichen gefolgt ist, 
hat die Revision nicht dartun können^ er ist auch nicht 
zu. erkennen. Weiter kann nicht anerkannt werden, daß die 
Frage der Eigenschwingungen des Unfallwagens derartige 
Schwierigkeiten biete, daß allein deswegen die Einholung 
eines Obergutachtens geboten gewesen wäre. Ganz abgesehen 
davon ging es hier entscheidend um die Tatfrage, ob und 
gegebenenfalls in welchem Umfang gerade bei der Unfall­
fahrt tatsächlich Eigenschwingungen des Kranwagens aufge­
treten sind. Wenn das Berufungsgericht diese Frage auf 
Grund der Bekundungen der an der Fahrt selbst beteiligt 
gewesenen Zeugen und des auf eigenen Fahrversuchen beruhen­
den Gutachtens Irsch unter Würdigung auch der Angaben des
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Sachverständigen (Zeugen) Thiele entschieden hat. ohne 
noch e.in weiteres Ohergutachten einsuholen, so sind da­
gegen verfahrensrechtliche Bedenken nicht zu erhoben.

Der Vortrag der Revision in der mündlichen Verhand­
lung ging offenbar davon aus, daß die Einholung eines weite­
ren (Ober-) Gutachtens von der Beklagten noch zur Ermitt­
lung anderer Unfallursachen beantragt gewesen sei« Bas war abap 
nicht der italic

2.,) Pie Revision werdet sich weiter gegen die Anna)-.- 
me des Berufungsgerichts, daß der Kranwagen durch das 
beim Binbiegen auf den Holländischen Platz erfolgte erste - 
leichte - Bremsen ins Rutschen gekommen sei, und macht 
dazu geltend? Pas Berufungsgericht habe nicht berücksich­
tigt, daß sich in der Unfallkurve ein quer über die Straße 
fahrendes Industriegleis befinde« Pas Rutschen könne auf 
die Wirkung dieses Gleises unabhängig von dem leichten Brem­
sen zurückzuführen sein* Hierzu hätte das Gericht angesichts 
der sich widersprechenden Auffassungen des sachverständigen 
Irsch und des Sachverständigen Thiele im Strafverfahren 
Ermittlungen anstellen und einen besonderen Sachverständi­
gen heranziehen müssen, da es sich insoweit um besonders 
schwierige Fragen der allgemeinen Lebenserfahrung und des 
physikalisehen Fachwissens handele« pamit kann die Revision 
jedoch keinen Erfolg habenP

Sowohl der Sachverständige Irsch wie auch das Be­
rufungsgericht haben, wie sich aus ihren Ausführungen er­
gibt . berücksichtigt, daß sich auf der Straße ^Schienenwege" 
befinden, und es ist kein Anhalt dafür gegeben, daß damit 
nur die Straßenbahnschienen und nicht auch die Industrie­
gleise gemeint seien«
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Wenn die Revision im übrigen mit ihren auf ein 
beigefügtes Gutachten gestützten längeren technischen 
und physikalischen Ausführungen das Ergebnis des Beru­
fungsgerichts, daß das Bremsen das Rutschen des Kranwa­
gens verursacht habe, angreift, so bewegt sie sich demit 
auf dem Gebiet der tatriehterlichen Beweiswürdigung, die 
der Nachprüfung durch das Revisionsgericht grundsätzlich 
verschlossen ist. Baß das Berufungsgericht zu seinem Er­
gebnis unter Verletzung von Verfahrensvorschriften, Benk- 
gesetzen oder ErfahrungsSätzen gelangt sei, ist nicht er­
sichtlich* Insbesondere handelte es sich bei. der Frage, 
ob das Bremsen des Kranwagens unter den obwaltenden Um­
ständen das Rutschen zur Folge gehabt habe, keineswegs un 
eine so schwierige Frage, daß es dem Berufungsgericht als 
Rechtsfehler zur Bast gelegt werden könnte, wenn es außer 
dem Sachverständigen Irsch über diese Frage des Ursachen- 
Zusammenhangs zwischen Abbreuisen und Rutschen des Kranwa­
gens nicht noch einen besonderen Sachverständigen ‘gehört 
hat o

5o) Gegen die Bejahung eines Verschuldens des Fah­
rers WflHP seitens des Berufungsgerichts erhebt die Revi­
sion in mehrfacher Hinsicht ebenfalls Bedenkens

a) Bie Revision bringt zunächst vor: die Annahme 
des Berufungsgerichts, der Fahrer habe jedenfalls
die gebotene Sorgfalt verletzt, wenn er Eigenschwingungen 
des Fahrzeugs nicht in Rechnung gesetzt habe, sei felilsan, 
stelle einen logischen Widerspruch zu der Annahme der Ge­
ringfügigkeit und Seltenheit des Auftretens von Eigen-- 
Schwingungen dar. Bamit kann.die Revision jedoch nichts 
erreichena

Bie Ausführungen des Berufungsgerichts (S= 12/l 3 
des Berufungsurteils), auf die sich dieser Revisionsan-
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griff bezieht, tragen Sie Entscheidung nichtv Sie beziehen 
sich auf den - vom Berufungsgericht verneinten und deshalb 
lediglich unterstellten, hypotbetisehen - Pall, "mäßige 
Eigenschwingungen des Kranwagens hätten mit zu dem Kut-.- 
schen und zu dem Unfall beigetragen"« Da das Berufungs- 
gei-icht in Eigenschwingungen des Pahrzeugs eine (Mit-) 
Ursache für den Unfall überhaupt nicht gesehen hat, ist 
es unerheblich, ob dem Berufungsgericht darin gefolgt 
werden könnte, wie es für den - hypothetischen-Pall« daß 
tatsächlich Eigenschwingungen zu dem Unfall beigetragen 
hätten, die Verschuldensfrage beantwortet hat«

b) Sodann legt die Revision i*n längeren Ausführungen 
dar- daß der Pahrer nicht verpflichtet gewesen sei.
"seine an sich mäßige Geschwindigkeit von ca« 25 - 30 km 
durch Einschalten eines niederen Ganges oder durch Brem­
sen vor der leichten Hechtskurve noch weiter herabzuset­
zen .v-

Bas Berufungsgericht macht jedoch dem Pahrer 
überhaupt nicht den Vorwurf, mit zu großer Geschwindig­
keit gefahren zu sein. Bas Berufungsgericht sieht das 
Verschulden des Pahrers vielmehr allein darin, daß
er im Augenblick des Einbiegens auf den Holländischen 
Plats leicht gebremst und nach Beginn des Rutschens die 
Vierradbremse kräftig und anhaltend betätigt habe« Es 
bemerkt dazu, wenn W ( H l  die Geschwindigkeit seines Wa­
gens hätte herabsetzen wollen, so hätte »er das bei der 
gegebenen Situation vor dem Einbiegen auf den Holländi­
schen Platz tun müssen. Die Ausführungen der Revision, 
das Berufungsgericht habe dem Pahrer V / ^ l  aus von 
ihm eingehaltenen Geschwindigkeit zu Unrecht einen Schu'ld- 
vorwurf gemacht, geben deshalb ins Leere.

c) iM'ach Auffassung der Revision sieht das Berufungs- 
gerieht zu Unrecht ein Verschulden des Pahrers wHBftdarin:
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daß er zuerst leicht gebremst und später die Vierradbrem­
se betätigt hat* Die Revision hat jedoch einen Rechts­
fehler dos Berufungsgerichts nicht aufzuzeigen vermocht,«
Das erste leichte Bremsen ist erfolgt «im Augenblick de3 
Einbiegens auf den Holländischen Platz, also schon in der 
Kurvenfahrt, auf nassem, glatten Köpfsteinpflaster« und war 
durch eine plötzlich aufgetretene, unvorhersehbere Ver­
kehrssituation nicht erzwungen* Das Berufungsgericht ist 
bei dieser Sachlage in Öbereinsfcimmung mit dem Gutachten 
Irsch zu dem Ergebnis gekoiunen, der Fahrer hätte, wenn er 
glaubte, seine Geschwindigkeit zur Überquerung des Hol­
ländischen Platzes noch herabmindern zu müssen, dies vor 
dem Einbiegen auf den Platz tun müssen, jedenfalls habe 
«das Bremsen bei beginnendem Regen auf einer Straße mit 
Schienenwegen und mit schlechtem Kopf Steinpflaster, auf 
dem sich eine SchmierSchicht gebildet hatte, und bei 
gleichzeitiger Kurvenfahrt« den fahrtechnischen Erforder­
nissen widersprochen. Das Berufungsgericht hat sonach dem 
Fahrer WflHl daraus einen Vorwurf - gemacht ? daß er sich 
nicht rechtzeitig auf das Überqueren des Holländischen 
Platzes in einer Weise, wie sie bei der gegebenen Situation 
(besonders schweres Fahrzeug, beginnender Rieselregen, 
nach einer Seite etwas abfallender Platz mit Kopfstein­
pflasterung und verschiedenen Schienenwegen) geboten war,, 
eingestellt und die ihm selbst erforderlich erschienene 
Herabminderimg seiner Geschwindigkeit nicht vorher vorge- 
nornmen hat, Venn es dementsprechend bei der Besonderheit 
dos Falles «das Bremsen zu einem falschen und höchst ge­
fährlichen Seitpunkt als Fahrlässigkeit des Fahrers« ge­
wertet hat, so läßt das einen Rechtsirrtum nicht erkennen*

Das gleiche gilt für den weiteren Vorwurf, den das 
Berufungsgericht dem Fahrer macht, nämlich für die «kräf­
tige und anhaltende Betätigung der Vierradbremse nach Be-
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ginn des Rutschens?die erst recht verhinderte, daß der 
Fahrer den Wagen wieder in die Gewalt bekäme »* Die Re­
vision meint dazu* daß dieses Bremsen nicht fehlerhaft 
gewesen sei und nicht als Verletzung der im Verkehr er­
forderlichen Sorgfalt, sondern als Zeichen eines gewis­
senhaften Pahrens und als unwillkürliche Reaktion gev/or- 
tet werden müsseo Im einzelnen braucht hierzu jedoch nicht 
weiter Stellung genommen zu werden; insbesondere kann of­
fen bleiben, ob die Betätigung der Vierradbremse zur Her­
beiführung des Unfalls mit beigetragen hat und ob eine 
andere Verhaltensweise des Pabrers den Unfall vermieden 
oder gemildert hätte«. Denn selbst wenn man annehmen woll- 
te, daß die Betätigung der Vierradbremse dem Pahrer nicht 
als schuldhafte Pflichtverletzung zugerechnet und auch 
die Ursächlichkeit zwischen diesem Verhalten und dem 
Zusammenstoß nicht bejaht werden könnte, so ist doch 
jedenfalls dem Pahrer sein zeitlich vorher liegendes Vor 
halten und das erste Bremsen, das das den Unfall verur­
sachende Rutschen des Kranwagens ausgelöst hat, als Fahr­
lässigkeit zur last zu legen, so daß es nicht darauf an- 
lysmt. ob gegen den Pahrer auch noch weitere Vorwürfe zu 
erheben sind» Von Bedeutung würde diese' Präge allenfalls 
dann werden können, wenn das Verschulden des Fahrers

gegen ein solches des Klägers abgewogen
werden müßte• las aber ist, wie noch zu erörtern sein 
wird., nicht der Fall*

III.

lie Revision ist weiter der Meinung, daß dem Klä­
ger BfHHRHPentgegen der Auffassung des Berufungsge­
richts der Vorwurf eines erheblichen Mitverschuldens zu
machen sei«
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1r) Gegenüber äen Ausführungen der Revision* daß 
der Kläger mi't Rücksicht auf die Bestimmun­
gen des § 9 Abs» 3 StVO (Vorbeifahren an Haltestellen 
der Straßenbahn) und des § 13 StVO in der damals gelten­
den Passung (Einbiegen in eine «Hauptstraße”) mit mäßi­
ger Geschwindigkeit hätte fahren müssenr ist darauf hin- 
zuweisen» daß BflUNHfc nach dem Tatbestand des Beru­
fungsurteils lediglich «mit einer Geschwindigkeit» die 
ungefähr der eines Radfahrers entsprach”, gefahren istc 
Wegen der von ihm eingehaltenen Geschwindigkeit kann bei 
dieser Sachlage nichts gegen B f l H H M H l  hergeleitet wcj - 
den..

2.) Die Revision vertritt weiter die Auffassungi 
Der Kläger B f l H H H P  hätte an der äußersten rechten . 
Straßenseite fahren müssen* Die Vorschrift des § 8 Abs» 3 
Satz 2 StVO (vor dem Iiinks-Einbiegen Einordnung möglichst 
weit links), die das Berufungsgericht habe zum Zuge kom­
me ti lassen, sei hier nicht anwendbar**

Wenn die Revision meint, die Vorschrift über das 
Links-Einordnen vor dem Abbiegen nach links gelte nur ir«i 
Rahmen eines ständig fließenden Verkehrsstromes, gelte 
also nicht, wenn - wie hier - keine weiteren Fahrzeuge 
da seien, die ein Ausscheren aus der Kolonne erfordern, 
so ist dazu zu sagen; pie Vorschrift über das Einordnen 
nach links vor dem Sinks-Abbiegen hat den Zweck, den 
sonstigen Verkehr fließend zu erhalten, um die Gefahr*, 
die das Abbiegen nach links für den fließenden Verkehr 
schafft, möglichst auszuräumen0 Wenn aus diesem Zweck der 
Vorschrift - Schutz des fließenden Verkehrs- auch zu fol­
gern ist, daß sie bei Straßen, die ihrer Art nach einen 
fließenden Verkehr nicht aufweisen (z.B, nicht stark
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befahrene Landstraßen), in der Regel nicht gilt- so hängt 
doch andererseits ihre Anwendbarkeit nicht davon ab, ob 
auf einer Straße, die regelmäßig fließenden Verkehr auf- 
weist * im Einzelfall ein solche** Verkehr stattfindet odor 
nicht (vgl« Entscheidung des VI* Zivilsenats in DAR 
1955, 6 3 ) 3 Bei einer - nicht völlig unbedeutenden - 
Straße im inneren Stadtbereich einer Großstadt? um die 
es sich hier handelt? kann mithin die Anwendbarkeit der 
in Rede stehenden Vorschrift nicht in präge gestellt wer­
den r selbst wenn im Einzelfall ein fließender Verkehr 
nicht stattfand*

Der Hinweis der Revision? das Einbiegen dürfe nicht 
schon in der zu verlassenden Straße beginnen? sondern 
»»erst an der Stelle, in die eingebogen wird»»? ist ver­
fehlt* weil der Kläger vor dem Zusammenstoß
noch gar nicht »»eingebogen»» war? sondern sich lediglich 
auf der zu verlassenden Straße links »*eingeoi*dnet»» hatte*

V-eit er macht die Revision geltend? Da b | H H B P  von 
der Unteren Königstraße über den Holländischen Platz fah­
ren und dann erst in die Holländische Straße hätte &in­
biegen wollen? hätte er mit Rücksicht darauf? daß vor der 
Holländischen Straße noch die Wolfhager Straße links ab- 
eweige, zuerst noch ganz rechts bleiben müssen» Diese 
Auffassung wird jedoch der gegebenen Vorkehrssituation 
nicht gerecht« Die Untere Königstraße setzt sich jenseits 
des Holländischen Platzes in der Henscbeistraße fort«. Hach 
rechts? aus der Richtung Königstraße - Henschelstraße ge­
sehen? zweigen zwei Straßen vom Holländischen Platz ab? 
nach links ebenso? und zwar nach scharf links die Wolf­
hager Straße und nach halblinks die Holländische Straße« 
Pür den Verkehrsteilnehmer, der aus der Unteren König- 
straße kommt? liegt mithin der Pall des links-Sinbiegens 
nicht nur vor; wenn er in die Wolfhager Straße einbiegen
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•' will* sondern auch dann, wenn er an der Hinfahrt dieser 

Strafe vorbei in die Holländische Straße einbiegen will.. 
.Angesichts dessen, daß von diesem Fahrweg nach rechts 
drei Straßen abzweigen, würde er den fließenden Verkehr 

’*'* stark behindern, wenn er auf der Unteren Königstraße bis 
zur Einmündung auf den Holländischen Platz ganz rechts 
und in dieser Richtung auf den Holländischen Platz weiter­
fahren und erst, wie die Revision es für richtig halten
will, mitten auf dem Platz sich nach links absetzen würde«*
Sr verhält sich vielmehr verlcehrsgerecht, wenn er sich be­
reits vor der Einmündung der Unteren Königstraße nach 
links einordnet* Dadurch gibt er den fließenden Verkehr 
für alle diejenigen frei, die in Verlängerung der Unteren 
Königstraße geradeaus in die Henschelstraße fahren oder 
in eine der beiden nach rechts abzweigenden Straßen ein- 
biegen wollen* Diejenigen Verkehrsteilnehmer aber, die 
gleichfalls in die Holländische Straße einfabren wollen, 
werden durch dieses Einordnen nach links ebenso wenig be­
hindert wie die, die nach links in die wolfhager Straße 
einbiegen wollen* Das Entsprechende gilt für den Gegenver­
kehr.. Daraus« daß ßflHH H M p a u f  der linken Seite der rech­
ten Fahrbahnhälfte der Unteren Königstraße fuhr, kann ihm 
deshalb ein Vorwurf nicht gemacht werden«

Daß der Kläger BflHMMBH) sic*1 einer Vorfahrt sr echte- 
Verletzung schuldig gemacht habe, trifft nicht zu« Denn er 
hat durch sein Verhalten dem Kranwagen das ihm zusteilende 
Vorfahrtsrecht nicht genommen und es nicht beeinträchtigt.. 
Die Revision hat insoweit auch keine Bedenken geltend ge­
macht ,

Das Berufungsgericht hat auch mit Recht verneint, daß 
angesichts der Bestimmung des § 48 Abs« 1 StVO (Sonder-

11'*
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rechte u. a„ für die Feuerwehr im Feuerlöschöienst) dem
Kläger BflHBHHl eih Vorwurf gemacht werden könne. Denn
nach dem festgestellten Sachverhalt hat BflH H M f r  ein
etwaiges Vorrecht des Feuerwehrwageus nicht mißachtet
und hat dessen Fahrt nicht gestört., hie Revision hat auch
in dieser Beziehung keine Angriffe erhöhen»*

IV»

Bei der Abwägung der von dem Kranwagen der Feuer­
wehr ausgehenden Betriebsgefahr (und des Verschuldens 
des Fahrers WflHK) auf der einen und. der Betriebsgefahr 
des Kraftrades des Klägers BfllHMM^-auf der anderen 
Seite sind die Vorinstanzen zu dem Ergebnis gekommen; 
daß der Schaden so überwiegend durch den 14 t schweren 
Kranwagen verursacht worden sei« daß demgegenüber die von 
dem Motorrad ausgehende Betriebsgefahr als Gnfallursache 
nicht meto ins Gewicht falle» Gegen diese - dem Tatrich­
ter obliegende und. deshalb nur auf dabei etwa vorgekoxrn.cn 
Rec.htsfehler in der Revisions ins tanz nachprüfbare - Ab­
wägung lassen sich rechtliche Bedenken nicht erheben»

V»

Die Revision gegen das Berufungsurteil erweist 
sich nach alledem als unbegründet»
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Die Kosten des erfolglos gebliebenen Rechtsmittels 
hat die belclagte Stadt nach der Vorschrift des § 97 2P0 
zu tragen«,

Dr* Geiger Drc Kreft Dr. Arndt

Wolany Dr* Beyer
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